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An den 
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Präs. am ____ 1.6,,,E.ello 1971 

Herrn Präsidenten des Natio.nalrates 
Dipl.IngoKarl Waldbrunner 

Parlament 
Wie n 

Nach der dem Bundeskanzleramt zugegangenen Note 
der Kanzlei des Präsidenten des Nationalrates Nro364/J vom 
18.Dezember 1970 haben die Abgeordneten zum Nationalrat 
Dr.LEITNER, Dr.KRANZLMAYR, Dr.KARASEK und Genossen eine 

A n fra g e 

an die Bundesregierung betreffend Empfehlung Nro 612 der 
Beratenden Versammlung des Europarates über den Entwurf eines 
Rahmengesetzes über den aktiven Schutz .des unbeweglichen 
Kulturbesitzes in Europaüberreicht. 

Ich beehre mich, diese Anfrage in Entsprechung 
des Beschlusses Zl.21.126-PrM/71 des Ministerrats vom 9.Februar 1. 

J. namens der Bundesregierung wie folgt zu beantworten: 
"Der der Empfehlung Nro 612 der Beratenden Ver­

sammlung des Europarates anhängende Entwurf eines Rahmen­
gesetzes über den aktiven Schutz des unbeweglichen Kultur-:­
besitzes in Europa geht von Voraussetzungen aus, die -

-wie die gesetzliche Verankerung der Raumordnung auf Bundes­
ebene - in der österreichischen Gesetzgebung derzeit noch 
fehlen. Auch geht der Entwurf von der Vora.uss~tzung einer 
Zentralverwaltung aus und fasst Kompetenzen zusammen, die 
in der österreichischen Rechtsordnung nicht einheitlich ge~ 
regelt sind. Wenn auch der enge Zusammenhang zwischen den 
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. Bereichen Denkmalschutz, Naturschutz, Baurecht (Bau­

o;t'dnung) und Raumordnung nicht zu übersehen ist, s~ 

sind diese Materien in Österreich - der bundesstaatlichen 
S.tr,uktur der Gesetzgebun~. gemäss - unterscbie.dlich ge­
regel t. 

Der dem Entwurf zugrundeliegende Begriff des 

.' Kulturgutes mit dem Schutz von Ensembles, Zonen und Denk­
malgebieten kommt den Wunschvorstellungen des österrei­
chischen Denkmalschutzes sehr entgegen, doch wird die An­
passung der österreichischen Gesetzgebu....""lg an die in dem 
Entwurf'verankerten (}rundsätze nur im Rahmen der verfas­
sungsgemässen Kompetenzverteilung zwischen Bund und 
Ländern erfolgen können. 

'Die im Bereich der Raumordnung ergriffenen Initiativen 
des Bundes,derLänderti.nd der Gemeinden, die im Rahmen 
der Bundesraumordnungskonferenz aufeinander abgestimmt 
und koordiniert werden, dürften einen geeigneten Ansatz-­
punkt bieten, um die in dem vorliegenden Entwurf eines 
Rahmengesetzes zum Ausdruck gebracliten Gedankengsnge im 
Einklang mit dem föderalistischen Prinzip der Bündesver­
fassung zu verwirklichen •. 

Vom Fortgang der Beratungen in der Konfer(~llz wird. 
es abhängen , mit welchem der gegebenen Kompetenzvertei.lung 
zwischen Bund und Ländern entsprechendem Inhalt die Bundes...; 
regierung den Entwurf eines BundesI·aUmordnungsgesetz.es -
dem auch in diesem Zusammenhang grosse Bedeutungzukomrnt -
vorbereiten wird. Auf Grund der von der Konferen.z zu er-

. arbeitenden Empfehlungen wird es schliessIi.chAufgabe der 
jeweils nach der Bundesverfassung zuständ.igen Gebiets­
körperschaften sein, die entsprechenden Massnru)Jllen unter 
Beachtung der gegenbeteiligten Interessen einzuleiten,,!! 

Wien, am lZ.Februar '1971 

. Der Bundesminister 

. ;;, .. 
A . '" ~/.Anur'l nh' • ~ 
uswart1g t ,ge~ege ~e1"~n: 

.... ~~~~ 
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